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Drucksache 2870 


Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 

- Drucksachen 2714, 1274 - 

mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 


Unverändert nach den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(27. Ausschuß) - Drucksache 2714 - bis auf folgende Änderungen: 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 

(Artikel I) 

(§ 50) 

(2) Als Arbeitsvermittlung gilt auch die 
Herausgabe und der Vertrieb sowie der Aus- 
hang von Listen über Stellenangebote und 
Stellengesuche einschließlich der den Listen 
gleichzuachtenden Sonderdrucke und Aus- 
züge aus periodischen Druckschriften sowie 
die Bekanntgabe von Stellenangeboten und 
Stellengesuchen im Rundfunk. Die Ver- 
öffentlichung von Stellenangeboten und Stel- 
lengesuchen in Zeitungen, Zeitschriften, 
Fadiblättern und ähnlichen periodisch er- 
scheinenden Druckschriften wird hierdurch 
nicht eingeschränkt, es sei denn, daß sie 
Hauptzweck der Presseerzeugnisse ist. Die 
Veröffentlichung von Stellenangeboten für 
eine Beschäftigung von Arbeitnehmern im 
Auslande bedarf jedoch der vorherigen Zu- 
stimmung der Bundesanstalt. 

(§ 51) 

(3) Soweit zur Eingliederung von Arbeit- 
suchenden und Berufsanwärtern in Arbeit be- 
ruf sf ordernde Maßnahmen notwendig sind. 


Beschlüsse des Bundestages in 
zweiter Beratung 

(Artikel I) 

(S 50) 

(2) Als Arbeitsvermittlung gilt auch die 
Herausgabe und der Vertrieb sowie der Aus- 
hang von Listen über Stellenangebote und 
Stellengesuche einschließlich der den Listen 
gleichzuachtenden Sonderdrucke und Aus- 
züge aus periodischen Druckschriften sowie 
die Bekanntgabe von Stellenangeboten und 
Stellengesuchen im Rundfunk. Die Aufnahme 
von Stellenangeboten und Stellengesuchen in 
Zeitungen, Zeitschriften, Fachblättern und 
ähnlichen periodisch erscheinenden Druck- 
schriften wird hierdurch nicht eingeschränkt, 
es sei denn, daß die Veröffentlichung von 
Stellenangeboten und Stellengesuchen Haupt- 
zweck der Presseerzeugnisse ist. Die Veröf- 
fentlichung von Stellenangeboten für eine 
Beschäftigung von Arbeitnehmern im Aus- 
lande bedarf jedoch der vorherigen Zustim- 
mung der Bundesanstalt. 

(§ 51) 

(3) Soweit zur Eingliederung von Arbeit- 
suchenden und Berufsanwärtern Maßnahmen 
zur Erhaltung, Besserung und Wiederherstel- 
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Beschlüsse des 2 7, Ausschusses 


hat die Bundesanstalt die zur Erhaltung, Bes- 
serung und Wiederherstellung der Erwerbs- 
fähigkeit erforderlichen Maßnahmen zu ver- 
anlassen. 


(§ 67) 

(1) Einrichtungen und Personeny die mit 
der Arbeitsvermittlung und Lehrstellenver- 
mittlung beauftragt sindy dürfen Gebühren 
nur zur Deckung ihrer Unkosten erheben. 
Der Bundesminister für Arbeit kann nach An- 
hörung des Verwaltungsrates durch Redhts- 
verordnung die Erhebung höherer Gebühren 
zulassen, wenn und soweit dies für die zweck- 
mäßige Arbeitsvermittlung in diesen Berufen 
notwendig ist. 


(Artikel II) 

§ 69 

Für den Fall der Arbeitslosigkeit sind Ar- 
beitnehmer sowie die zu ihrer Berufsausbil- 
dung Besdiäftlgten versichert, die kranken- 
versicherungspflichtig oder nur wegen der 
Höhe ihres ] ahresarbeitsverdienstes oder auf 
Grund einer zwischenstaatlichen Vereinba- 
rung krankenversicherungsfrei sind, sofern 
ihre Beschäftigung nicht nach den §§ 69 a bis 
75 c und § 208 Abs. 3 von der Versicherungs- 
pflicht ausgenommen ist. 


(§ 70 a) 

(1) Versicherungsfrei ist eine landwirt- 
schaftliche Beschäftigung, wenn der Arbeit- 
nehmer in die häusliche Gemeinschaft des Ar- 
beitgebers aufgenommen ist und 


Beschlüsse des Bundestages in 
zweiter Beratung 

lung der Erwerbsfähigkeit geistig oder kör- 
perlich behinderter Personen erforderlich 
werden, hat die Bundesanstalt die notwen- 
digen Maßnahmen der Arbeits- und Berufs- 
förderung zu veranlassen. Sie kann derartige 
Maßnahmen selbst durchführen; sie kann 
ferner Einriditungen, die Maßnahmen zur 
Erhaltung, Besserung und Wiederherstellung 
der Erwerbsfähigkeit durchführen, durch 
Darlehen und Zuschüsse fördern. 

(§ 67) 

(1) Für die Arbeitsvermittlung und Lehr- 
stellenvermittlung nach § 66 Abs. 1 dürfen 
Gebühren nur zur Deckung der Unkosten, 
die mit der Arbeitsvermittlung und Lehrstel- 
lenvermittlung verbunden sind, erhoben 
werden. Der Bundesminister für Arbeit kann 
nach Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung die Erhebung höherer Ge- 
bühren zulassen, wenn und soweit dies für 
die zweckmäßige Arbeitsvermittlung In die- 
sen Berufen notwendig ist. 

(Artikeln) 

§ 69 

Für den Fall der Arbeitslosigkeit sind Ar- 
beitnehmer sowie die zu Ihrer Berufsausbil- 
dung Beschäftigten versichert, die 

1. auf Grund der Reichsversicherungsordnung 
oder des Reich .knappschaftsgesetzes für 
den Fall der Krankheit pflichtversichert 
sind oder 

2. auf Grund des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes pflichtversichert sind und der 
Pflicht zur Krankenversicherung nur des- 
halb nicht unterliegen, weil sie die Jahres- 
arbeitsverdienstgrenze der Krankenver- 
sicherung überschritten haben, oder 

3. auf Grund der Reichsversicherungsordnung 
oder des Reichsknappschaftsgesetzes für 
den Fall der Invalidität oder Berufsun- 
fähigkeit oder auf Grund des Angestellten- 
versicherungsgesetzes pflichtversichert sind 
und nur auf Grund einer zwischenstaat- 
lichen Vereinbarung der Pflicht zur Kran- 
kenversicherung nicht unterliegen, 

sofern ihre Beschäftigung nicht nach den 
§§ 69 a bis 75 c und dem § 208 Abs. 3 von 
der Versicherungspflicht ausgenommen Ist. 

(§ 70 a) 

(1) Versicherungsfrei ist eine landwirt- 
schaftliche Beschäftigung, wenn der Arbeit- 
nehmer 


2 



Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


1. auf Grund eines schriftlichen Arbeits Ver- 
trages von mindestens einjähriger Dauer 
beschäftigt wird oder 


2. auf Grund eines schriftlichen Arbeitsver- 
trages auf unbestimmte Zeit beschäftigt 
wird und Ihm ohne wichtigen Grund nur 
mit mindestens sechsmonatiger Frist ge- 
kündigt werden darf. 

Dies gilt nur, wenn der Arh eit sv ertrag die 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch 
Zeitablauf oder Kündigung in der Zeit vom 
1, Januar bis 15. Februar vor sieht. 

(2) Die Versicherungsfreiheit erlischt, 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nr, 1 sechs 
Monate vor dem Tage, an dem das Ar- 
beitsverhältnis durch Zeitablauf endet, 
wenn nicht vorher die Dauer des Arbeits- 
vertrages um mindestens ein weiteres Jahr 
verlängert wird, 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 mit 
dem Tage, der auf die Kündigung des Ar- 
beitsverhältnisses folgt. 

(§ 93 b) 

(3) Durch je drei Arbeitstage einer ent- 
lohnten Beschäftigung nach dem Ereignis, das 
Anlaß zur Verhängung der Sperrfrist ge- 
geben hat, wird ein Sperrtag abgegolten. Dies 
gilt nicht für die nach § 74 c versicherungs- 
freien Beschäftigungen. Für Beschäftigungen, 
die im Sinne des § 75 a geringfügig sind, gilt 
dies nur, wenn die Arbeitszeiten oder Entgelte 
mehrerer Beschäftigungen zusammen die Aus- 
maße nach § 75 a Abs. 1 uqd 2 üb er schrei tpi. 


(§ 95) 

(1) Die Anwartschaftszeit hat erfüllt, v/er 
in der Rahmenfrist sechsundzwanzig Wochen 
oder sechs Monate in versicherungspflichtiger 
Beschäftigung gestanden hat. Zelten, für die 
wegen Krankheit, Urlaub oder unberechtig- 
ter Arbeitsversäumnis kein Arbeitsentgelt ge- 
zahlt wird, dienen nicht zur Erfüllung der 
Anwartschaftszeit. Das gleiche gilt für Zei- 
ten, für die Stillegungsvergütung gewährt 
worden Ist oder ohne Anwendung des § 130 n 
Abs. 3 oder des § 130 n Abs. 4 in Verbindung 
mit § 114 gewährt worden wäre. 


Be Schlüsse des Bundestages In 
zweiter Beratung 

1. in die häusliche Gemeinschaft des Arbeit- 
gebers aufgenommen ist oder 

2. auf Grund eines schriftlichen Arbeitsver- 
trages von mindestens einjähriger Dauer 
beschäftigt wird oder 


3. auf Grund eines schriftlichen Arbeitsver- 
trages auf unbestimmte Zeit beschäftigt 
wird und ihm ohne wichtigen Grund nur 
mit mindestens sechsmonatiger Frist ge- 
kündigt werden darf. 


(2) Die Versicherungsfreiheit erlischt, 

l.in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 sechs 
Monate vor dem Tage, an dem das Ar- 
beitsverhältnis durch Zeitablauf endet, 
v/enn nicht vorher die Dauer des Arbeits- 
vertrages um mindestens ein weiteres Jahr 
verlängert wird, 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 mit 
dem Tage, der auf die Kündigung des Ar- 
beitsverhältnisses folgt, 

(§ 93 b) 

(3) Durch je drei Arbeitstage einer ent- 
lohnten Beschäftigung nach dem Ereignis, 
das Anlaß zur Verhängung der Sperrfrist ge- 
geben hat, wird ein Sperrtag abgegolten. 
Dies gilt nicht für die Beschäftigung eines 
Ehegatten durch den anderen und die nach 
§ 74 c versicherungsfrelen Beschäftigungen, 
Für Besdiäftigungen, die im Sinne des § 75 a 
geringfügig sind, gilt dies nur, wenn die Ar- 
beitszeiten oder Entgelte mehrerer Beschäfti- 
gungen zusammen die Ausmaße nach § 75 a 
Abs. 1 und 2 überschreiten, 

(§ 95) 

(1) Die Anwartschaftszeit hat erfüllt, wer 
in der Rahmenfrist sechsundzwanzig Wochen 
oder sechs Monate in versicherungspflichtiger 
Beschäftigung gestanden hat. Zeiten, für die 
wegen Krankheit, Urlaub oder unberechtig- 
ter Arbeitsversäumnis kein Arbeitsentgelt ge- 
zahlt wird oder die vor dem Tage liegen, mit 
dem der Anspruch auf Arbeitslosengeld oder 
auf Unterstützung aus der ArbeitslcsenhÜfe 
auf Grund des § 93 c entzogen worden ist, 
dienen nicht zur Erfüllung der Anwartschafts- 
zeit. Das gleiche gilt für Zeiten, für die Stil- 
legungsvergütung gewährt worden ist oder 
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Beschlüsse des 17 , Ausschusses 


(§ 113) 

(1) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld 

ruht 

1 

2. wenn der Arbeitslose in ursächlichem Zu- 
sammenhang mit der Beendigung seiner 
letzten oder einer früheren Beschäftigung 
eine Abfindung, eine Entschädigung, Ur- 
laubsabgeltungsbeträge, sonstige Beträge, 
die für eine Übergangszeit gewährt wer- 
den, oder ähnliche Bezüge, und zwar ohne 
Rücksicht auf deren Bezeichnung, Zweck 
und Rechtsgrund laufend erhält, erhalten 
oder zu beanspruchen hat, für so viele 
Tage nach dem Ausscheiden aus der Be- 
schäftigung, als diese Leistungen dem Ar- 
beitsentgelt entsprechen, das der Arbeits- 
lose in den letzten vier Wochen vor Be- 
endigung des Arbeitsverhältnisses erhalten 
hat oder bei betriebsüblicher Arbeitszeit 
erhalten hätte; ausgenommen sind Abfin- 
dungen oder Entsdiädigungen nach dem 
Kündigungsschutzgesetz auf Grund außer- 
gerichtlicher oder gerichtlicher Vergleldie 
oder gerichtlicher Entscheidungen, Über- 
gangsbeihilfen, die vom Arbeitgeber aus 
sozialen Gründen gewährt werden, sowie 
Urlaubsabgeltungsbeträge, die für einen 
Zeitraum gewährt werden, der länger als 
fünfzehn Monate vor der Arbeitslosmel- 
dung liegt. 


3 

(§ 116 ) 

(2) Das Arbeitslosengeld darf nicht für eine 
Zeit bewilligt werden, die länger als drei 
Monate vor dem Tage liegt, an dem der An- 
trag auf Arbeitslosengeld gestellt ist, 

(§ 121 ) 

(2 a) örtlich zuständig Ist die Kranken- 
kasse, die im Bezirk des zuständigen Arbeits- 
amtes (§§ 168 oder 168 a) ihren Sitz oder 
eine Verwaltungsstelle hat. 


Beschlüsse des Bundestages In 
zweiter Beratung 

ohne Anwendung des § 130n Abs. 3 oder des 
§ 130n Abs. 4 in Verbindung mit § 114 ge- 
währt worden wäre. 

(§ 113 ) 

(1) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld 
ruht 

1 .. . . 

2. wenn der Arbeitslose in ursächlichem Zu- 
sammenhang mit der Beendigung seiner 
letzten oder einer früheren Beschäftigung 
eine Abfindung, eine Entschädigung, Ur- 
laubsabgeltungsbeträge, sonstige Beträge, 
die für eine Übergangszeit gewährt wer- 
den, oder ähnlidie Bezüge, und zwar ohne 
Rücksicht auf deren Bezeichnung, Zweck 
und Rechtsgrund laufend erhält, erhalten 
oder zu beanspruchen hat, für so viele 
Tage nach dem Ausscheiden aus der Be- 
schäftigung, als diese Leistungen dem Ar- 
beitsentgelt entsprechen, das der Arbeits- 
lose in den letzten vier Wochen vor Be- 
endigung des Arbeitsverhältnisses erhalten 
hat oder bei betrlebsüblidier Arbeitszeit 
erhalten hätte; ausgenommen sind Abfin- 
dungen oder Entschädigungen nach dem 
Kündigungsschutzgesetz auf Grund außer- 
gerichtlicher oder gerichtlicher Vergleiche 
oder gerichtlicher Entscheidungen, Über- 
gangsbeihilfen, die vom Arbeitgeber aus 
sozialen Gründen gewährt werden, Abfin- 
dungen zum Ausgleich erworbener An- 
wartschaften auf Ruhegeld und auf ähn- 
liche Bezüge sowie Urlaubsabgeltungsbe- 
träge, die für einen Zeitraum gewährt wer- 
den, der länger als fünfzehn Monate vor 
der Arbeitslosmeldung liegt. 

3. . . . 

(§ 116 ) 

(2) entfällt 


(§ 121 ) 

{2 a) örtlich zuständig ist eine Kranken- 
kasse, wenn ihr Bereidi den für die Zustän- 
digkeit des Arbeitsamtes (§§ 168 und 168 a) 
maßgebenden Wohn- oder Aufenthaltsort 
des Arbeitslosen umfaßt. 
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Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


§ 130 i 

Die Gewährung von Stillegungsvergütung 
aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung ist 
in einem Betriebe für die Zeit der Stillegung, 
längstens für sechs Wochen (drei Doppel- 
Wochen) innerhalb von zwölf Monaten zu- 
lässig, wenn infolge allgemeinen Kohlenman- 
gels oder infolge einer angeordneten oder be- 
hördlich anerkannten Einschränkung der 
Wasser-, Gas- oder Stromlieferung die Arbeit 
mindestens in einer Doppelwoche ganz aus- 
fällt und die Stillegune dem Arbeitsamt an- 
gezeigt worden ist. § 130 b Abs. 1 ist ent- 
sprechend anzuwenden. 


(Artikel III) 

§ 138 c 

(1) Der Verwaltungsrat erläßt ferner mit 
Zustimmung des Bundesministers für Arbeit 
nach den 7J2 bis 138 und §139 besondere 
Richtlinien zur Durchführung von Maßnah- 
men zur Erhaltungy Besserung und Wieder- 
herstellung der beruflichen Erwerbsfähigkeit 
von Arbeitsuchenden und Berufsanwärterny 
deren Eingliederung in Arbeit wegen ihrer 
körperlichen oder geistigen Behinderung 
unter den üblichen Bedingungen des Arbeits- 
marktes gefährdet oder erschwert ist. § 138 a 
Abs, 1 gilt entsprechend. 

(2) Der Verwaltungsrat kann ferner mit 
Zustimmung des Bundesministers für Arbeit 
zulassen, daß die Bundesanstalt für den in 
Absatz 1 genannten Personenkreis allgemeine 
Maßnahmen der Arbeits- und Berufsförde- 
rung selbst durchführt oder sonstige Einrich- 
tungen, die Maßnahmen dieser Art durchfüh- 
ren, durch Darlehen und Zuschüsse fördert. 


(A r t i k e 1 IV) 

(§ 141 a) 

(1) Anspruch auf Unterstützung hat, wer 

1 

2 

3 

4. innerhalb eines Jahres vor der letzten Ar- 
beitslosmeldung, die dem erstmaligen An- 
trag auf Unterstützung vorausgeht, 

a) 

b) mindestens zehn Wochen, sofern der 
letzte Anspruch auf Grund des § 93 c 


Beschlüsse des Bundestages in 
zweiter Beratung 

§ 130i 

Die Gewährung von Stillegungsvergütung 
aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung ist 
in einem Betriebe für die Zeit der Stillegung, 
längstens für sechs Wochen (drei Doppel- 
wochen) innerhalb von zwölf Monaten zu- 
lässig, wenn infolge allgemeinen Mangels an 
Heizstoffen oder infolge einer angeordneten 
oder behördlich anerkannten Einschränkung 
der Wasser-, Gas- oder Stromlieferung die 
Arbeit mindestens in einer Doppelwodie 
ganz ausfällt und die Stillegung dem Arbeits- 
amt angezeigt worden Ist. § 130 b Abs. 1 ist 
entsprechend anzuwenden. 


(Artikel III) 

§ 138 c 

Der Verwaltungsrat erläßt ferner mit Zu- 
stimmung des Bundesministers für Arbeit 
Vorschriften zur Durchführung des § 51 
Abs. 3 Satz 2. § 138 a Abs. 1 gilt entspre- 
chend. 


(A r t i k e 1 IV) 

(§ 141 a) 

(1) Anspruch auf Unterstützung hat, wer 

1 .. . . 

2 . . . . 

3. . . . 

4. Innerhalb eines Jahres vor der letzten Ar- 
beitslosmeldung, die dem erstmaligen An- 
trag auf Unterstützung vorausgeht. 

a) . . . 

b) mindestens zehn Wochen, sofern der 
letzte Anspruch auf Grund des § 93 c 
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Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


entzogen worden ist, danach mindestens 
sedisundzwanzig Wochen (sedis Mo- 
nate) in entlohnter Beschäftigung ge- 
standen hat. Eine abgeschlossene oder 
endgültig aufgegebene Ausbildung auf 
Hodi- oder anerkannten Fachsdiulen 
steht einer Besdiäftigung als Arbeit- 
nehmer gleich. Die Beschäftigung kann 
auch außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes ausgeübt worden sein. 
Außer Betracht bleiben gelegentliche 
Beschäftigungen, Beschäftigungen, die 
nach § 75 a Abs. 2 und 3 als gering- 
fügig gelten oder nach § 74 c versiche- 
rungsfrei sind, und Beschäftigungszelten, 
für die wegen Krankheit, Urlaub oder 
unberechtigter Arbeitsversäumnis kein 
Arbeitsentgelt gezahlt worden ist. 


Wird die Unterstützung ohne erneute Ar- 
beitslosmeldung für eine Zeit nach Er- 
schöpfung des Anspruchs auf Arbeitslosen- 
geld beantragt, so tritt an die Stelle des 
Tages der letzten Arbeitslosmeldung, die 
dem erstmaligen Antrag auf Unterstüt- 
zung vorausgeht, der erste Tag nach Er- 
schöpfung des Anspruchs auf Arbeitslosen- 
geld, an dem die sonstigen Voraussetzun- 
gen des Anspruchs auf Unterstützung er- 
füllt sind. 

(Artikel V) 

(§ 145 ) 

(2) Auf die Zahlung sind die §§ 28, 29, 
383, 393 bis 396, 397 a bis 405 und, wenn 
es sich um Zahlungen an die See-Krankenkasse 
handelt, außerdem § 490 Abs. 2 Satz 2 und 
Satz 3 erster Halbsatz und § 493 a Abs. 2 der 
Reichsversicherungsordnung anzuwenden. Die 
Befugnis, rückständige Beiträge zur Arbeits- 
losenversicherung beizutreiben, ebenso das 
Recht auf Auskunftserteilung durch den Ar- 
beitgeber gemäß § 318 a der Reichsversiche- 
rungsordnung steht den Ersatzkassen Im 
gleichen Umfange wie den Krankenkassen 
nach der Reichsversicherungsordnung (§ 225) 
zu. 

§ 146 

Über die Einziehung und Abführung der 
Beiträge sowie über deren Verwaltung und 
Abrechnung durch die Einzugsstellen erläßt 
der Bundesminister für Arbeit Vorschriften 
nach Anhörung des Verwaltungsrates und der 
Bundesverbände der Krankenkassen. 


Beschlüsse des Bundestages in 
zweiter Beratung 

entzogen worden ist, danach minde- 
stens sechsundzwanzig Wochen (sechs 
Monate) in entlohnter Beschäftigung 
gestanden hat. Eine abgeschlossene oder 
endgültig aufgegebene Ausbildung auf 
Hodi- oder anerkannten Fachschulen 
Steht einer Beschäftigung als Arbeit- 
nehmer gleich. Die Beschäftigung kann 
auch außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes ausgeübt worden sein. 
Außer Betracht bleiben gelegentliche 
Beschäftigungen, Beschäftigungen, die 
nach § 75 a Abs. 2 und 3 als gering- 
fügig gelten oder nach § 74 c versiche- 
rungsfrei sind, die Beschäftigung eines 
Ehegatten durch den anderen und Be- 
schäftigungszelten, für die wegen 
Krankheit, Urlaub oder unberechtigter 
Arbeitsversäumnis kein Arbeitsentgelt 
gezahlt worden ist. 

Wird die Unterstützung ohne erneute Ar- 
beitslosmeldung für eine Zeit nach Er- 
schöpfung des Anspruchs auf Arbeitslosen- 
geld beantragt, so tritt an die Stelle des 
Tages der letzten Arbeitslosmeldung, die 
dem erstmaligen Antrag auf Unterstüt- 
zung vorausgeht, der erste Tag nach Er- 
schöpfung des Anspruchs auf Arbeitslosen- 
geld, an dem die sonstigen Voraussetzun- 
gen des Anspruchs auf Unterstützung 
erfüllt sind. 

(Artikel V) 

(§ 145 ) 

(2) Auf die Zahlung sind die §§ 28, 29, 
383, 393 bis 396, 397 a bis 405, 520, 521 und, 
wenn es sich um Zahlungen an die See-Kran- 
kenkasse handelt, außerdem § 490 Abs. 2 
Satz 2 und Satz 3 erster Halbsatz und § 493 a 
Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung anzu- 
wenden. Die Befugnis, rückständige Beiträge 
zur Arbeitslosenversicherung beizutreiben, 
ebenso das Recht auf Auskunftserteilung 
durch den Arbeitgeber gemäß § 318 a der 
Reichsversicherungsordnung steht den Ersatz- 
kassen im gleichen Umfange wie den Kran- 
kenkassen nach der Reichsversicherungsord- 
nung (§ 225) zu. 

§ 146 

Über die Einziehung und Abführung der 
Beiträge sowie über deren Verwaltung und 
Abrechnung durch die Einzugsstellen erläßt 
der Bundesminister für Arbeit durch Rechts- 
verordnung Vorschriften nach Anhörung des 
Verwaltungsrates und der Bundesverbände 
der Krankenkassen. 
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Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


(§ 150 ) 

(1) Der Beitragssatz ist zwei vom Hundert. 
Für V er sicherte im Bau- und Bauneben- 
gewerbe und in Gewerbezweigen, welche in- 
folge Witterungseinflüssen Arbeitsausfällen 
ausgesetzt zu sein pflegen, ist der Beitragssatz 
drei vom Hundert. Der Bundesminister für 
Arbeit kann nach Anhörung des Verwaltungs- 
rates unter Zugrundelegung des Verzeichnisses 
der Wirtschaftszweige für die Arbeitsstatistik 
die unter diese Regelung fallenden Betriebs- 
Stätten näher bezeichnen. 

(2) Der Beitrag bemißt sich 


1 


2 


4. für die übrigen Versicherten nach der 
Grundlage, die für die Bemessung des Bei- 
trags zur Rentenversicherung maßgebend 
ist oder maßgebend wäre, wenn sie der 
Pflicht zur Angestelltenversicherung unter- 
lägen. 

(§ 159 ) 

(2) Über die Anlage der Rücklage und die 
Verwaltung des sonstigen Vermögens hat der 
Verwaltungsrat Richtlinien zu erlassen, die 
der Zustimmung der Bundesregierung be- 
dürfen. 


Beschlüsse des Bundestages in 
zweiter Beratung 

(§ 150) 

(1) Der Beitragssatz in zwei vom Hun- 
dert. 


(2) Der Beitrag bemißt sich 


1 . . . . 


2 . . . . 


3.. . . 


4. für die übrigen Versicherten nach der 
Grundlage, die für die Bemessung des Bei- 
trags zur Rentenversidierung maßgebend 
ist. 


(§ 159) 

(2) Über die Anlage der Rücklage und die 
Verwaltung des sonstigen Vermögens hat der 
Verwaltungsrat Richtlinien zu erlassen, die 
der Zustimmung der Bundesregierung be- 
dürfen. Die Bedürfnisse von Zonenrand- und 
Notstandsgebieten sind mit Vorrang zu be- 
rücksichtigen. 


(A r t i k e 1 X) (A r t i k e 1 X) 

(§ 4 b) 

3 a. § 17 erhält folgende Fassung: 

4 17 

Heimkehrer haben vor dem Bezug 
von Arbeitslosengeld nach diesem Gesetz 
keine Wartezeit zurückzulegen.“ 


7 



Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


(§ 7 ) 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des 
vierten auf die Verkündung folgenden Mo- 
nats in Kraft. § 70 Abs. 2, § 75 a Abs. 2 
Nr. 2, § 103 Abs. 7, § 116 g Abs. 1 Satz 5, 
§ 141 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3, § 141 a 
Abs. 3, § 141 e Abs. 6, § 150 Abs. 1 Satz 3 
und § 219 b treten am Tage nach der Ver- 
kündung dieses Gesetzes in Kraft. § 150 
Abs. 1 Satz 1 und 2 tritt mit der Neurege- 
lung des Rechtes der Rentenversicherung in 
Kraft. 


Bonn, den 15. November 1956 


Beschlüsse des Bundestages in 
zweiter Beratung 

(§ 7 ) 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des 
vierten auf die Verkündung folgenden Mo- 
nats in Kraft. § 70 Abs. 2, § 75 a Abs. 2 
Nr. 2, § 103 Abs. 7, § 116 g Abs. 1 Satz 5, 
§ 141 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3, § 141a 
Abs. 3, § 141 e Abs. 6, § 150 Abs. 1 Satz 3 
und § 219 b treten am Tage nadi der Ver- 
kündung dieses Gesetzes in Kraft. § 150 
Abs. 1 Satz 1 und 2 tritt mit der Neurege- 
lung des Beitragsrechts der Rentenversiche- 
rung in Kraft. 
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